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OGH bestätigt Rechtmäßigkeit von 
Obduktion bei diagnostischer Unklar-

heit: 5 Ob 26/15g vom 25.9.2015

C. Brezinka

Der Fall

Bei der Schwangerschaft war im  Ultraschall 
schon früh aufgefallen, dass etwas nicht 
stimmte: Der Fetus wies eine ausgespro-
chen große Harnblase, eine Megacys-
tis, auf, die Verdachtsdiagnose lautete auf 
ein Prune- Belly-Syndrom [1]. Da die El-
tern eine Fortsetzung der Schwangerschaft 
wünschten, wurde ein vesiko-amnialer 
Shunt gelegt, mit dem Ziel, die fetale Harn-
blase zu entlasten. In der 27. SSW kam es 
zu Wehen und vorzeitigem Blasensprung 
mit grünlichem Fruchtwasser. Man ent-
schloss, eine Sectio durchzuführen, die das 
Kind leider auch nicht retten konnte: Die 
hypoplastischen Lungen ließen sich nicht 
suffi zient beatmen, das Kind verstarb.

Das Ansinnen der Ärzte, das Kind zu ob-
duzieren und so Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ultraschalldiagnose richtig 
und die während der Schwangerschaft ge-
wählte pränatale Therapie mit Shunt-Ab-
leitung auch der Fehlbildung angepasst 
war, wurde von den Eltern des Kindes hef-
tig abgelehnt. Die Obduktion wurde den-
noch durchgeführt, die Leiche dann zur 
Beisetzung übergeben. Der Leichnam wur-
de in die Türkei transportiert, dort konnten 
die Trauerfeierlichkeiten nicht wie geplant 
stattfi nden, da bei der Vorbereitung der ri-
tuellen Waschung befunden wurde, dass 
der Körper des Kindes durch die Obduktion 
zu entstellt sei. Die Mutter klagte den Kran-
kenhausträger wegen der psychischen Be-
lastung auf 50.000 Euro, weiters 4500 Euro 
für die misslungene Bestattungsfeier und 
4000 Euro Reisekosten [2].

In der ersten Instanz gab das zuständige 
Landesgericht in Vorarlberg der Klage statt 

– ein öffentliches oder wissenschaftliches 
Interesse an der Durchführung der Obduk-
tion konnte dieses Gericht nicht erkennen. 
Das Oberlandesgericht hob als Berufungs-
gericht dieses Urteil auf und gab den Ärzten 
Recht, da sie im Rahmen des § 25  KAKuG 
(siehe Kasten) gehandelt hatten. Die dia-
gnostische Unklarheit des Falles schien 
dem Gericht plausibel gegeben, da es neben 
dem Prune-Belly-Syndrom eine Reihe an-
derer Fehlbildungen mit pränatal erkenn-
barer Megacystis gibt.

Die Klage gelangte im Instanzenzug zum 
Obersten Gerichtshof (OGH), der aufgefor-
dert wurde, zu klären, ob denn diagnosti-
sche Unklarheit allein ausreiche, um eine 
Obduktion auch gegen den Willen der An-
gehörigen vorzunehmen. Der OGH bestä-
tigte das Urteil des Oberlandesgerichts und 
kam dem Wunsch der Klägerin auf höchst-
gerichtliche Erläuterung des Gesetzestextes 
nach (5 Ob 26/15g vom 25.9.2015): „Gesetz-
geberisches Ziel ist also die Ermöglichung 
eines Erkenntnisgewinns, ohne dass (ex 
ante) die Absicht und Möglichkeit bestehen 

Bundesgesetz über Krankenanstalten 
und Kuranstalten (KAKuG)

§ 25. (1) Die Leichen der in öffentlichen 
Krankenanstalten verstorbenen Pfl eg-
linge sind zu obduzieren, wenn die Ob-
duktion sanitätspolizeilich oder straf-
prozessual angeordnet worden oder zur 
Wahrung anderer öffentlicher oder wis-
senschaftlicher Interessen, insbesonde-
re wegen diagnostischer Unklarheit des 
Falles oder wegen eines vorgenomme-
nen operativen Eingriffes, erforderlich 
ist.
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muss, die im jeweiligen Einzelfall gewonne-
nen Daten und Erkenntnisse auch im en-
geren Sinn wissenschaftlich zu verwerten.“  
Weiters stellte der OGH fest, dass der § 25 
KAKuG nicht im Widerspruch zur verfas-
sungsmäßig garantierten Religionsfreiheit 
stehe: „Die Beseitigung diagnostischer Un-
klarheiten und die dafür notwendige Ob-
duktion liegt angesichts seiner Bedeutung 
für die Entwicklung der Medizin und der 
Qualitätssicherung ärztlichen Handelns im 
Interesse der Gesundheit und verfolgt da-
mit ein allfällige Beschränkungen der Re-
ligionsausübung rechtfertigendes Ziel im 
Sinne des Art 9 Abs 2 der  europäischen 
Menschenrechtskonvention.“ Auch einen 
Aufklärungsfehler über Wesen und Ausdeh-
nung der Obduktion konnte der OGH nicht 
erkennen.

Ein Bekenntnis zur Obduk-
tionspfl icht – aber wer kann noch 
 Pädopathologie?

In gewisser Weise ist das Erkenntnis des 
OGH ein Beharren auf den Werten der Auf-
klärung des 18. Jahrhunderts, als die recht-
lichen Grundlagen und Rahmenbedingun-
gen gelegt wurden, aus denen sich im 19. 
Jahrhundert eine rationale, naturwissen-
schaftliche Medizin entwickeln konnte. Die 
Aufklärung und ihre Werte waren in Ös-
terreich, vor allem im Westen, immer nur 
durch Zwang von oben durchsetzbar. Hier 
bleiben verblüffende geographische Konti-
nuitäten, auch wenn die Religion und die 
Volksgruppen, die sich dem aufgeklärten 
Staat und seinen Gesundheitsbestimmun-
gen widersetzen, etwas andere sind.

Dies heißt aber nicht, dass nun, bestärkt 
durch ein OGH-Urteil, eine neue Ära der 
besonders gründlich praktizierten Pädopa-
thologie in Österreich anbricht. Pathologie 
ist eines der extremen Mangelfächer inner-
halb der Ärzteschaft, die wenigen, die dieses 
Fach noch betreiben, sind an den Prosektu-
ren mit Befundungen mehr als ausgelastet; 
für zeitaufwendige Obduktionen, erst recht 
Obduktionen von kleinen Feten, bei denen 
alle wichtigen Strukturen nur mit der Lu-
penbrille erkennbar sind, bleibt kaum Zeit.

Traditionell wurde in Österreich die Ob-
duktion totgeborener Kinder immer den 
jüngsten Assistentinnen überantwortet, 
wohl mit dem Hintergedanken, dass die-
se Tätigkeit abschreckend-kontrazeptiv auf 

deren Familienplanung wirke. Mit dieser 
Art von „human resources management“ 
baut man aber keine personelle Basis für 
ein Spezialgebiet wie die Pädopathologie 
auf, vor allem in einer Zeit, in der für jun-
ge Pathologen jede Tätigkeit, die nicht zu-
mindest immunhistochemisch oder doch 
besser molekulargenetisch ist, der absolute 
Karriere killer ist. Genauso wie man in der 
klinischen Medizin nur Karriere machen 
kann, wenn man möglichst viel Zeit weg 
vom Patienten zubringt, ist es in der Patho-
logie die Arbeitszeit, die man weg von der 
Leiche zubringt, die Punkte bringt.

Das Problem ist nicht auf Österreich be-
schränkt: In den ganzen Niederlanden wer-
den fetale Herzfehlbildungen seit Jahren 
nur in Leiden obduziert und analysiert, und 
dort an der Anatomie und nicht der Patho-
logie. Im Großraum London, mit mehr als 
doppelt so viel Einwohnern wie ganz Öster-
reich, gibt es nur die Abteilung in der Great 
Ormond Street, die gezielte und fundierte 
Pädopathologie betreibt.

Minimalinvasive Obduktions- 
Ersatzmethoden

In den meisten Ländern ist die Obduktion 
von Feten, totgeborenen und verstorbenen 
Neugeborenen, ohne Zustimmung der El-
tern nicht möglich. Österreich hat durch 
die gerade vom OGH bestätigte josefi ni-
sche Regelung im § 25 KAKuG eine gewis-
se Sonderstellung. Vor allem bei Spätabbrü-
chen wegen im Ultraschall diagnostizierter 
Fehlbildungen ist eine zweifelsfreie Bestä-
tigung bzw. auch Erweiterung der Diagno-
se aber enorm wichtig [3]. Die Not mit der 
Zustimmung der Angehörigen machte er-
fi nderisch und man hat Alternativen entwi-
ckelt, die auch ohne das „volle Programm“ 
der Obduktion wichtige diagnostische Er-
kenntnisse bringen. Dies beginnt mit post-
natalen Röntgenaufnahmen, wobei Mam-
mographie-Geräte sich bei Feten als beson-
ders geeignet erwiesen haben. Die Kom-
bination von Bildgebung mit den Körper 
unversehrt lassenden, gezielten Feinnadel-
Punktionen hat sich als „minimally invasive 
fetal and neonatal autopsy“ in einigen Län-
dern bereits etabliert [4].

Für die Materialtestung von  Werkstücken, 
wie z. B. Kieferprothesen, gibt es so ge-
nannte Micro-CT-Geräte in der Größe  eines 
Wandschrankes, die in einer Art Schubla-
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de bis zu 60 cm lange Objekte aufnehmen 
können. Damit gelangen hervorragende 
Dia gnosen von hypoplastischem Linksherz 
und Fallotscher Tetralogie an totgeborenen 
Feten [5]. Teurer und aufwendiger ist das 
Post-mortem-MRI, das derzeit in einer gro-
ßen Studie validiert wird [6].

Die Figur des Tag und Nacht am Sezier-
tisch stehenden und in Windeseile ein-
drucksvolle Blickdiagnosen produzierenden 
Pathologen ist zwar ein fester Bestandteil 
von Münster-Tatort und allen CSI-Varian-
ten im Fernsehen, hat aber mit der Reali-
tät nichts zu tun. Es kann durchaus sein, 
dass sich auch bei uns die postmortale Dia-
gnostik gerade im Bereich der fetalen Fehl-
bildungen von der Pathologie zur Radiolo-
gie bewegt. Neben den entsprechenden Ge-
räten braucht es interessierte Ärzte, die an 
ausgewiesenen Zentren diese Methoden ler-
nen und anwenden, es braucht Ausbildung 
und Fortbildung, es darf von den eigenen 
Fachkollegen nicht als exzentrisches Hobby 
wahrgenommen werden. Hier kommt auch 
den Gynäkologen und Geburtshelfern eine 
wichtige Rolle zu – obwohl bzw. weil die-
se selbst keine Möglichkeiten haben, inner-
halb der eigenen Abteilung für postmorta-
les Follow-up zu sorgen: Nur mit aktivem 
Interesse an qualitätvollen und konkluden-
ten Analysen der Spätabbrüche und Totge-
burten – sei es mittels klassischer Obduk-
tion, sei es durch Ersatzvornahmen wie 
Punktionen und Bildgebung – kann der nö-
tige Druck innerhalb der Institutionen auf-
gebaut werden, dass diese Analysen auch 
durchgeführt werden. Von Spitälern, bei de-
nen eine Totgeburt im Jahr vorkommt, wird 
man dies nicht verlangen können. Ähnlich 
wie in anderen Bereichen wird auch hier 
eine Konzentration der Ressourcen und des 
Know-how stattfi nden müssen, dafür müs-
sen auch zügige und entsprechend gekühl-
te Transporte gewährleistet werden, genau-

so wie auch Rücktransporte, wenn die El-
tern dies wünschen.

Der OGH hat in seiner Urteilsbegrün-
dung die „Qualitätssicherung des ärztli-
chen Handelns im Interesse der Gesund-
heit“ zum schützenswerten Grundprinzip 
erklärt; ein Prinzip, das auch über individu-
elle ästhetische und religiöse Überzeugun-
gen zu stellen ist. Wir alle haben die Auf-
gabe, interdisziplinär dafür zu sorgen, dass 
die Qualität eben dieser Qualitätssicherung 
auch gewährleistet ist.
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